
Auszug aus dem Protokoll  
des Regierungsrates des Kantons Zürich

Sitzung vom 4. Dezember 2018

1189. Denkmalpflegefonds, Zunfthaus zur Meisen  
(Sanierung, Subvention) 

Mit Eingabe vom 11. April 2018 ersuchte die Zunft zur Meisen, Zürich, 
um eine Subvention an die Kosten für die Fassadensanierung, die Sanie-
rung der Böden und Brandschutzmassnahmen zum Erhalt des Gebäu-
des Vers.-Nr. 1296 in Zürich. Gemäss Kostenvoranschlag vom 10. Septem-
ber 2018 von Ruggero Tropeano Architekten ist mit Gesamtkosten von 
Fr. 5 155 000 zu rechnen.

Das Gebäude Vers.-Nr. 1296 in Zürich wurde mit RRB Nr. 3048/1981 
in das Inventar der Denkmalschutzobjekte von überkommunaler Bedeu-
tung aufgenommen. Es ist ein Schutzobjekt im Sinne von § 203 Abs. 1 
lit. c des Planungs- und Baugesetzes (PBG, LS 700.1). Ihm ist kantonale 
Bedeutung zuzumessen.

Das Zunfthaus zur Meisen beim Münsterhof ist der repräsentativste 
und auch stattlichste Rokokobau der Stadt Zürich, wenn nicht gar des 
ganzen Kantons. Das Gebäude liegt an städtebaulich prominenter Lage 
am Ostende des Münsterhofs und die Prunkfassade weist gegen die Lim-
mat. Es besitzt einen architekturgeschichtlich hervorragenden Wert, den 
man bereits Anfang des 20. Jahrhunderts erkannt hatte, was das Haus vor 
dem Verfall bewahrte. Das Gebäude ist auch in wirtschafts- und sozial-
geschichtlicher Hinsicht von Bedeutung, da es den hohen Wohlstand 
und die gesellschaftliche Stellung widerspiegelt, welche die Zunft zur Mei-
sen im 18. Jahrhundert in der Stadt Zürich einnahm. 

Das Ziel der Sanierung war die Instandsetzung der Gebäudehülle und 
die Aufarbeitung oder der teilweise Ersatz der Böden im zweiten Ober-
geschoss. Die Natursteinfassade samt Steinsockel wies typische Verwit-
terungserscheinungen auf und konnte dank der Beurteilung durch einen 
Steinrestaurator fachgerecht instand gesetzt werden (reinigen, ergänzen 
oder ersetzen defekter Steine). Auch der Verputz an der Nordfassade wies 
Beschädigungen auf und musste an verschiedenen Stellen gereinigt, repa-
riert und neu beschichtet werden. Aufgrund der Neuerstellung des Schin-
delunterdaches wurde das gesamte Steildach neu gedeckt. Dazu hat man 
die intakten Ziegel gereinigt und wiederverlegt, defekte Ziegel konnten 
durch gleichwertige Altziegel ersetzt werden. Um die natürlich grün-
oxydierten Spenglerbleche so weit wie möglich zu erhalten, wurden die 
beschädigten Dachbleche, Regenrinnen und Fallrohre restauriert und 
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nur wo zwingend nötig durch neue ersetzt. Starke Beschädigungen wie-
sen zudem sowohl die historischen Aussentore als auch die Holzfenster 
auf. Bei den Fenstern wurde vorab eine Asbestuntersuchung und -be-
handlung des Kitts durchgeführt. In den Obergeschossen wurden die 
Gläser repariert. Die Rahmen von Fenstern und Aussentüren wurden zu-
dem aussen und innen gestrichen. Im Erdgeschoss hat man die zum Teil 
faulen Holzläden ergänzt oder ersetzt und ebenfalls gestrichen. Ausser-
dem werden im gesamten Gebäude Brandschutzmassnahmen ausgeführt 
wie z. B. die Ertüchtigung von Brandschutztüren. 

Die bereits ausgeführten und noch geplanten baulichen Massnahmen 
wahren die schützenswerten Bauteile des Inventarobjekts und sind mit 
dem Schutzzweck vereinbar. Aus Gründen der Verhältnismässigkeit wird 
deshalb auf eine Schutzmassnahme im Sinne von § 205 PBG verzichtet. 
Dessen ungeachtet handelt es sich um ein Schutzobjekt gemäss § 203 Abs. 1 
lit. c PBG. Davon ist Vormerk zu nehmen. Die jeweilige Eigentümer-
schaft darf am Schutzobjekt gestützt auf Ziff. 1.4.1.5 des Anhangs zur Bau-
verfahrensverordnung (BVV, LS 700.6) ohne vorgängige Beurteilung 
durch die Baudirektion keine baulichen Veränderungen vornehmen so-
wie keine Unterhaltsarbeiten ausführen, welche die äussere oder innere 
Wirkung des Gebäudes berühren oder den Zeugenwert beeinträchtigen 
könnten.

Der Kostenvoranschlag vom 10. September 2018 umfasst Leistungen 
von Fr. 5 155 000. Als subventionsberechtigt erweisen sich davon Arbeiten 
im Betrag von Fr. 3 804 540.

Gestützt auf § 217 Abs. 2 lit. a PBG und § 10 Abs. 1 der Verordnung 
über Staatsbeiträge für den Natur- und Heimatschutz und für kommunale 
Erholungsgebiete (LS 701.3) kann für Objekte kantonaler Bedeutung 
eine Subvention von 30%, bis zum Höchstbetrag von Fr. 1 141 362, an die 
subventionsberechtigten Kosten von Fr. 3 804 540 zugesichert werden. Die 
Subvention wird nach der Auszahlung gemäss den Bestimmungen für 
Investitionsbeiträge an Kulturgüter sofort abgeschrieben.

Gemäss § 5 der Verordnung über Staatsbeiträge für den Natur- und 
Heimatschutz und für kommunale Erholungsgebiete werden an die Bei-
tragsgewährung die zur Sicherung des Schutzzweckes erforderlichen Be-
dingungen und Auf‌lagen geknüpft. Schutzmassnahmen werden als An-
merkung im Grundbuch zugunsten des Kantons gesichert.

Die Zusicherung erfolgt demgemäss unter der Bedingung, dass zum 
Schutze des Gebäudes im Grundbuch eine öffentlich-rechtliche Eigen-
tumsbeschränkung zugunsten des Kantons Zürich angemerkt wird, wo-
nach die vorstehend erwähnten subventionierten Vorkehrungen nur mit 
Zustimmung der Baudirektion aufgehoben oder verändert werden dür-
fen und wonach das Gebäude nicht abgebrochen werden darf.
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Beim beantragten Beitrag aus dem Denkmalpflegefonds handelt es 
sich um eine Subvention gemäss § 3 Abs. 2 lit. a des Staatsbeitragsgesetzes 
(LS 132.2). Folglich liegt eine gebundene Ausgabe vor. Am 6. Juli 2015 
beschloss der Kantonsrat die jährliche Einlage in den Denkmalpflege-
fonds, bestimmte ihren Verwendungszweck und ermächtigte den Regie-
rungsrat, über die Verwendung der übertragenen Mittel zu entscheiden 
(Vorlage 5125a). Die Subvention geht zulasten der Investitionsrechnung 
der Leistungsgruppe Nr. 8940, Denkmalpflegefonds.

Die Ausrichtung der Subvention erfolgt nach Massgabe der im gege-
benen Zeitpunkt gültigen Vorschriften und verfügbaren Budgets. Der Be-
trag ist im Budget 2018 und im KEF 2019–2022 enthalten.

Auf Antrag der Baudirektion

b e s c h l i e s s t  d e r  R e g i e r u n g s r a t :

I. Es wird davon Vormerk genommen, dass das Gebäude Vers.-Nr. 1296 
auf dem Grundstück Kat.-Nr. AA5070 in Zürich mitsamt seiner Umge-
bung ein Schutzobjekt im Sinne von § 203 Abs. 1 lit. c des Planungs- und 
Baugesetzes ist. Folglich darf die jeweilige Eigentümerschaft an dieser 
Liegenschaft ohne vorgängige Beurteilung durch die Baudirektion keine 
baulichen Änderungen vornehmen und keine Unterhaltsarbeiten aus-
führen, welche die äussere oder innere Wirkung des Gebäudes berühren 
oder den Zeugenwert beeinträchtigen könnten.

II. Der Zunft zur Meisen, Zürich, wird an die beitragsberechtigten Kos-
ten von Fr. 3 804 540 für die Fassadensanierung, die Sanierung der Böden 
und Brandschutzmassnahmen zum Erhalt des Gebäudes Vers.-Nr. 1296 
eine Subvention von 30%, höchstens jedoch Fr. 1 141 362, als gebundene 
Ausgabe zulasten der Investitionsrechnung der Leistungsgruppe Nr. 8940, 
Denkmalpflegefonds, unter den folgenden Auf‌lagen und Bedingungen 
zugesichert:

II.1.	� Gestützt auf § 5 der Verordnung über Staatsbeiträge für den Na-
tur- und Heimatschutz und für kommunale Erholungsgebiete darf 
das Gebäude Vers.-Nr. 1296 auf dem Grundstück Kat.-Nr. AA5070 
in Zürich nicht abgebrochen werden und dürfen die subventio-
nierten Vorkehrungen im Sinne der Erwägungen nur mit Zustim-
mung der Baudirektion aufgehoben oder verändert werden.

II.2.	�Planung und Ausführung der Bauarbeiten haben im engen Ein-
vernehmen mit der kantonalen Denkmalpflege zu erfolgen.

II.3.	� Der Baufortschritt ist der kantonalen Denkmalpflege jeweils auf 
Ende Jahr schriftlich anzuzeigen.
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II.4.	�Die Auszahlung und allfällige Teilzahlungen (nur bei Beiträgen 
über Fr. 50 000) erfolgen nach Massgabe der im gegebenen Zeit-
punkt gültigen Vorschriften und des verfügbaren Budgets, nach 
Abnahme der Bauarbeiten durch die kantonale Denkmalpflege 
und nach Vorlage der Bauabrechnung (einschliesslich der Rech-
nungen und Zahlungsnachweise) bzw. der Zwischenabrechnun-
gen sowie aufgrund des Nachweises, dass die öffentlich-rechtliche 
Eigentumsbeschränkung gemäss Dispositiv II.1 zugunsten des 
Kantons Zürich im Grundbuch angemerkt wurde.

II.5.	� Diese Zusicherung erlischt nach fünf Jahren.
III. Das Notariat und Grundbuchamt Zürich (Altstadt) wird eingela-

den, auf Kosten des Kantons Zürich die öffentlich-rechtliche Eigentums-
beschränkung gemäss Dispositiv II.1 dieses Beschlusses im Grundbuch 
anzumerken.

IV. Gegen diesen Beschluss kann innert 30 Tagen, von der Mitteilung 
an gerechnet, beim Verwaltungsgericht des Kantons Zürich Beschwerde 
erhoben werden. Die Beschwerdeschrift muss einen Antrag und dessen 
Begründung enthalten. Der angefochtene Beschluss ist beizulegen oder 
genau zu bezeichnen. Die angerufenen Beweismittel sind genau zu be-
zeichnen und soweit möglich beizulegen. 

V. Mitteilung an die Zunft zur Meisen, Münsterhof 20, 8001 Zürich 
(E), den Stadtrat von Zürich (Zustelladresse: Amt für Städtebau, Linden-
hofstrasse 19, Amtshaus IV, 8001 Zürich), das Notariat und Grundbuch-
amt Zürich (Altstadt), Talstrasse 11, 8001 Zürich, sowie an die Finanz-
direktion und die Baudirektion.

Vor dem Regierungsrat 
Die Staatsschreiberin:

Kathrin Arioli


